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SACHSEN-ANHALT

Anlage
zum Zuwendungsbescheid

vom

Aktenzeichen

Allgemeine Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen
zur Projektférderung (ANBest-P)

RdErl. des MF vom 1. 2. 2001 (MBI. LSA S. 241), zuletzt geandert durch
Rd.Erl. vom 21.12.2017 (MBI. LSA 2018, S. 211)

Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen im Sinne des § 1 VwVfG LSAi. V. m. § 36 VwWVfG sowie notwendige
Erlauterungen. Sie sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit dort nicht ausdriicklich etwas anderes bestimmt ist.
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Anforderung und Verwendung der Zuwendung
Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

Alle mitdem Zuwendungszweck zusammenhangenden Einnah-
men (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) und der
Eigenanteil des Zuwendungsempfangers sind als Deckungsmit-
tel fur alle mit dem Zuwendungszweck zusammenh&ngenden
Ausgaben einzusetzen. Der Finanzierungsplan ist hinsichtlich
des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Einzelansatze durfen
um bis zu 20 v. H. Uiberschritten werden, soweit die Uberschrei-
tung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelan-
satzen ausgeglichen werden kann. Beruht die Uberschreitung
eines Einzelansatzes auf behdrdlichen Bedingungen oder
Auflagen, insbesondere im Rahmen des baurechtlichen Verfah-
rens, sind innerhalb des Gesamtergebnisses des Finanzie-
rungsplans auch weitergehende Abweichungen zuldssig. Die
Séatze 2 bis 4 finden bei der Festbetragsfinanzierung keine
Anwendung.

Durfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder
sachliche Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden
die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfangers uberwie-
gend aus Zuwendungen der offentlichen Hand bestritten, darf
der Zuwendungsempfanger seine Beschaftigten nicht besser
stellen als vergleichbare Landesbedienstete. Hohere Entgelte
als nach dem Tarifvertrag fur den offentlichen Dienst der Lander
(TV-L) sowie sonstige Uber- und aufertarifliche Leistungen
dirfen nicht gewahrt werden.

Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert
werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Auszah-
lung fur fallige Zahlungen benétigt wird. Die Anforderung jedes
Teilbetrags muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforder-
lichen Angaben enthalten. Dabei ist die Verwendung bereits
erhaltener Teilbetrage in summarischer Form mitzuteilen. Im
Ubrigen darf die Zuwendung wie folgt in Anspruch genommen
werden:

bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils anteilig mit
etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den
vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungs-
empfangers,

bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen eigenen und
sonstigen Mittel des Zuwendungsempfangers verbraucht sind.

Die Bewilligungsbehdérde behélt sich vor, den Zuwendungsbe-
scheid mit Wirkung flr die Zukunft zu widerrufen, wenn sich
herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

Nachtrigliche ErmiRigung der Ausgaben oder Anderung
der Finanzierung

Ermé&Rigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungs-
plan veranschlagten Gesamtausgaben fur den Zuwendungs-
zweck, erhdhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Dec-
kungsmittel hinzu, so ermagigt sich die Zuwendung

bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwendungen
anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und
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sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfangers,

bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung um den vollen in Betracht
kommenden Betrag. Satz 1 gilt nur, wenn sich die zuwendungs-
fahigen Ausgaben oder die Deckungsmittel um mehr als 500
Euro &ndern.

Vergabe von Auftragen

Der Zuwendungsempfénger hat Auftrage nach wirtschaftlichen
und wettbewerblichen Gesichtspunkten an leistungsféhige
Anbieter zu vergeben. Die Bewilligungsbehorde ist berechtigt,
Vergabeprifungen durchzufiihren.

Bei Auftrdgen mit einem voraussichtlichen Auftragswert Gber
100 000 Euro je Los ohne Umsatzsteuer und gleichzeitiger
Uberwiegender Forderung der zuwendungsfahigen Ausgaben
durch Zuwendungen der o6ffentlichen Hand (einschlielich
Bund, EU), sind folgende Vorschriften zu beachten:

bei der Vergabe von Auftragen fur Bauleistungen die Vergabe-
und Vertragsordnung fiir Bauleistungen Teil A (VOB/A),

bei der Vergabe von Auftragen fur Lieferungen und Dienstlei-
stungen die Vergabe- und Vertragsordnung fur Leistungen
(VOL/A, Abschnitt 1)

Rechtsvorschriften und Runderlasse liber Ausnahmeregelun-
gen bei der Vergabe offentlicher Auftrage.

Bei Auftrdgen, die nicht die Voraussetzungen nach Nr. 3.2
erflllen, sind ab einem voraussichtlichen Auftragswert von 5 000
Euro je Los ohne Umsatzsteuer mehrere - grundsatzlich minde-
stens drei - Anbieter zur Angebotsabgabe aufzufordern. Dies gilt
nicht bei Auftragen fir Leistungen im Rahmen einer freiberufli-
chen Tatigkeit, sofern eine Vergutung nach den einschlagigen
sich aus Rechtsvorschriften ergebenden Gebiihren- oder Hono-
rarordnungen erfolgt.

Verpflichtungen des Zuwendungsempfangers auf Grund des
vierten Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankun-
gen (GWB) und der Vergabeverordnung (VgV) sowie des Lan-
desvergabegesetzes (LVG LSA) oder anderer Rechtsvorschrif-
ten, die einschlagigen Vergabevorschriften fur offentliche Auf-
traggeber oder andere Vergabebestimmungen anzuwenden,
bleiben unberihrt.

Zur Erfiillung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegen-
stinde

Gegenstande, die zur Erflullung des Zuwendungszwecks
erworben oder hergestellt werden, sind fir den Zuwendungs-
zweck zu verwenden und sorgféltig zu behandeln. Der Zuwen-
dungsempféanger darf Uber sie vor Ablauf der im Zuwendungs-
bescheid festgelegten zeitlichen Bindung nicht verfigen.

Der Zuwendungsempfanger hat die zur Erflllung des Zuwen-
dungszwecks beschafften Gegenstande, deren Anschaffungs-
oder Herstellungswert 410 Euro Ubersteigt, zu inventarisieren.
Soweit aus besonderen Griinden das Land Eigentimer ist oder
wird, sind die Gegenstande in dem Inventar besonders zu kenn-
zeichnen.

Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfangers

Der Zuwendungsempfénger ist verpflichtet, unverziglich der
Bewilligungsbehdrde anzuzeigen, wenn

er nach Vorlage des Finanzierungsplans weitere Zuwendungen
fur denselben Zweck bei anderen Landes- oder sonstigen
offentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhalt oder wenn
sich eine ErmaRigung der Gesamtausgaben oder eine Ande-
rung der Finanzierung um mehr als 500 Euro ergibt,

der Verwendungszweck oder sonstige fiir die Bewilligung der
Zuwendung mafRgebliche Umstande sich andern oder wegfallen,
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sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungszweck nicht
oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

die abgerufenen oder ausgezahlten Betrage nicht innerhalb von
zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden kdnnen,

zu inventarisierende Gegenstéande innerhalb der zeitlichen
Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck
verwendet oder nicht mehr benétigt werden,

ein Insolvenzverfahren Uber sein Vermdgen beantragt oder
eroffnet wird.

Nachweis der Verwendung

Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs
Monaten nach Erfillung des Zuwendungszwecks, spatestens
jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum
folgenden Monats der Bewilligungsbehorde nachzuweisen
(Verwendungsnachweis). Ist der Zuwendungszweck nicht bis
zum Ablauf des Haushaltsjahres erfullt, ist binnen vier Monaten
nach Ablauf des Haushaltsjahres tiber die in diesem Jahr erhal-
tenen Betrage ein Zwischennachweis zu fihren.

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und
einem zahlenméaRigen Nachweis.

In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie
das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen. Dem Sachbe-
richt sind gegebenenfalls die Berichte der von dem Zuwendungs-
empfanger beteiligten technischen Dienststellen beizufligen.

In dem zahlenmafRigen Nachweis sind die Einnahmen und
Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt entspre-
chend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen.
Der Nachweis muss alle mit dem Zweck zusammenhangenden
Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel)
und Ausgaben enthalten. Aus dem Nachweis mussen Tag,
Empfanger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder
Zahlung ersichtlich sein. Soweit der Zuwendungsempfanger die
Mdglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG hat oder die
Umsatzsteuer innerhalb der Projektlaufzeit riickerstattet wird,
dirfen nur die Entgelte (Preise ohne Umsatzsteuer) beriicksich-
tigt werden. Sofern bei dem geférderten Projekt Abschreibun-
gen als zuwendungsféhige Ausgabe berlcksichtigt werden
dirfen, sind diese als (gegebenenfalls anteiliger) Jahresbetrag
in den zahlenmaRigen Nachweis aufzunehmen. In diesen Fallen
ist dem zahlenmé&Rigen Nachweis eine Ubersicht (iber die
Zusammensetzung der bericksichtigungsfahigen Abschreibun-
gen beizufugen. Diese muss die Anschaffungs-/ Herstellungs-
kosten, das Datum der Anschaffung/Herstellung, die betriebs-
gewohnliche Nutzungsdauer und den Abschreibungssatz in der
Regel gemaf der AfA-Tabellen des Bundes sowie die auf die
Forderung entfallende Nutzungsdauer und den Abschreibungs-
betrag je berucksichtigungsféahigen Gegenstand enthalten.

Mit dem Nachweis sind die Belege (Einnahme- und Ausgabebe-
lege) Uber die Einzelzahlungen, Belege uber die Anschaffungs-/
Herstellungskosten bei Beriicksichtigung von Abschreibungen
und die Vertrage Uber die Vergabe von Auftrdgen vorzulegen.
Reproduzierte Belege konnen unter folgenden Voraussetzun-
gen anerkannt werden. Originar digitale Belege (z. B. aus-
schlieBlich in elektronischer Form Ubersandte Rechnungen)
gelten als Originalbelege, deren lesbar gemachte Reproduktio-
nen anerkannt werden kénnen. Sofern ein DV-gestitztes Buch-
fuhrungssystem verwendet wird, das die Voraussetzungen nach
Nr. 6.9 erfullt, kbnnen auch reproduzierte Belege von Belegen,
die originar in Papierform vorgelegen haben und in das DV-
gestiitzte Buchfuihrungssystem digital aufgenommen wurden,
anerkannt werden. Der Zuwendungsempfanger hat in jedem
Fall die erforderlichen Unterlagen auf seine Kosten auszudru-
cken oder, sofern die Bewilligungsbehdrde zustimmt, als ohne
Hilfsmittel lesbare Reproduktionen (z. B. in digitaler Form auf
allgemein anerkannten Bild- oder anderen Datentragern) vorzu-
legen.

Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist,
besteht dieser aus dem Sachbericht und einem zahlenmafigen
Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnahmen und
Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungs-
plans in zeitlicher Reihenfolge in monatlichen Summen sowie
bei Berticksichtigung von Abschreibungen die (ggf. anteiligen)
Jahresbetrdge der Abschreibungen je berlcksichtigungsfahi-
gen Gegenstand zusammenzustellen sind.

Der Zwischennachweis (Nr. 6.1 Satz 2) besteht aus dem
Sachbericht und einem zahlenmaRigen Nachweis ohne Vorlage
von Belegen, in dem Einnahmen und Ausgaben entsprechend
der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch zusam-
menzustellen sind.
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Die Belege miissen die im Geschéftsverkehr tblichen Angaben
und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den
Zahlungsempfanger, Grund und Tag der Zahlung, den
Zahlungsbeweis und bei Gegenstanden den Verwendungs-
zweck. Im Verwendungsnachweis ist zu bestéatigen, dass die
Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam
verfahren worden ist und die Angaben mit den Buchern und
gegebenenfalls den Belegen ubereinstimmen.

Der Zuwendungsempfanger hat die Belege funf Jahre nach
Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern
nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine
langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung der
Belege kénnen auch Bild- oder Datentrager verwendet werden,
wenn das Buchfuhrungssystem revisionssicher ist und Aufnah-
me- und Wiedergabeverfahren den Grundsatzen zur ordnungs-
maRigen Fihrung und Aufbewahrung von Buchern, Aufzeich-
nungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum
Datenzugriff (GoBD) oder einer in der offentlichen Verwaltung
allgemein zugelassenen Regelung entsprechen. Dies ist vom
Zuwendungsempféanger in geeigneter Form nachzuweisen. Er
hat sicherzustellen, dass die auf elektronischen Datentragern
gespeicherten Belege bildlich und inhaltlich mit den Originalbe-
legen Ubereinstimmen, jederzeit verfiighar sind, unverziiglich
lesbar gemachtund jederzeit reproduziert werden kénnen.

Darf der Zuwendungsempfénger zur Erfullung des Zuwen-
dungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, muss er die Weiterga-
be davon abhéngig machen, dass die empfangenden Stellen
ihm gegenuber Zwischen- und Verwendungsnachweise nach
Nrn. 6.1 bis 6.8 erbringen. Diese Nachweise sind dem Verwen-
dungsnachweis nach Nr. 6.1 beizufligen.

Priifung der Verwendung

Die Bewilligungsbehdrde (einschlie3lich der fur sie zustandigen
Vorprufungsstelle) ist berechtigt, Bucher, Belege und sonstige
Geschaftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der
Zuwendung durch o&rtliche Erhebungen zu prifen oder durch
Beauftragte prufen zu lassen. Der Zuwendungsempfanger hat
die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendi-
gen Auskunfte zu erteilen. In den Féllen der Nr. 6.10 sind diese
Rechte der Bewilligungsbehorde auch dem Dritten gegentiber
auszubedingen.

Unterhalt der Zuwendungsempfanger eine eigene Priifungsein-
richtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu
prifen und die Prifung unter Angabe ihres Ergebnisses zu
bescheinigen.

Der Landesrechnungshof ist berechtigt, bei allen Zuwendungs-
empfangern zu prifen (8 91).

Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbe-
scheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere § 1
VWVFG LSAI. V. m. 88 48, 49 VwVfG) oder anderen Rechtsvor-
schriften unwirksam oder mit Wirkung fir die Vergangenheit
zuriickgenommen oder widerrufen wird.

Nr. 8.1 giltinsbesondere, wenn

eine auflosende Bedingung eingetreten ist (z. B. nachtragliche
Ermafigung der Ausgaben oder Anderung der Finanzierung
nach Nr. 2),

die Zuwendung durch unrichtige oder unvollstandige Angaben
erwirkt wordeniist,

die Zuwendung nicht oder nicht mehr fir den vorgesehenen
Zweck verwendet wird.

Ein Widerruf mit Wirkung flr die Vergangenheit kann auch in
Betracht kommen, soweit der Zuwendungsempfanger

die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung fur fallige
Zahlungen verwendet oder

Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfullt,
insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis
nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht
rechtzeitig nachkommt.

Der Erstattungsbetrag ist nach Mafl3gabe des § 1 VwV{G LSAI.
V. m. 8 49 a Abs. 3 VWVIG jahrlich mit funf Prozentpunkten Gber
dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen.

Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur
Erflllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der
Zuwendungsbescheid nicht zurtickgenommen oder widerrufen,
koénnen fur die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentspre-
chenden Verwendung ebenfalls jahrlich Zinsen in Hohe von fiinf
Prozentpunkten tber dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247
BGB verlangtwerden.



	Text1: 
	Text2: 
	vdr:  (Version 2) Zentrale Vordruckstelle - electronic-formular-design
	gelb: 
	schwarz: 
	Dropdown1: [   zum Zuwendungsbescheid]
	Hinweis: Achtung: Ausfüllbares und speicherbares PDF-Formular! Zur vollumfänglichen Nutzung wird der AdobeReader ab Version 11 empfohlen!


